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74889 Sinsheim 
Schreiben der  

Rechtsanwälte  
 

vom 17.05.2010 

Dem Beb auungsplan in der Fassung 
des aus gelegten Ent wurfs w ird  

 n icht zustimmen  und al le 
rechtlichen M öglichkeiten h iergegen 
ausschöpfen. Unser M andant ist be-
reit, sein e Ei nwendungen bei einer 
Besprechung noch weiter zu erläutern 
und ste ht für Rückfrag en zu r Verfü-
gung. 
Gegen de n Beb auungsplanentwurf 
haben wir folgende Einwendungen: 

 

1. Unser Mandant wendet sich gegen die 
Festsetzung der westlichen F läche im 
Bebauungsplangebiet als „Gl".  

 

 Die Begründung zum B ebauungsplan-
entwurf k ann nicht stimmi g erklären, 
weshalb hier eine Festsetzung als „Gl" 
erfolgt.   
Wenn dies a llein gesc hehen ist, um 
den pr ivaten Interessen der F irma 

 zu ent-
sprechen, kann das nicht angehen.  
Die hierfür in der Entwurfsbegründung 
vorhandenen Begrü ndungsfragmente 
sind widersprüchlich und nic ht gen ü-
gend.  
Als Anlass und Ziel der Planung „heißt 
es, für die Er weiterung vo n Betrieben 
(und dabei ist nur a n d ie F irma  
gedacht) müs se e in höherer Stö-
rungsgrad" im  Sinn e e iner planungs-
rechtlichen „Gl-Festsetzung" erfolgen.  
 

Der Anregung wird nicht gefolgt 
In der Begründung wird unter Anlass und 
Ziel nachvollziehbar u nd sti mmig erk lärt 
und ausgeführt:  
„Als Mittelze ntrum und gewerblicher 
Schwerpunkt i m länd lichen Raum ist es  
regionalplanerische Auf gabe der Sta dt 
Sinsheim das  Produzi erende Ge werbe 
weiterzuentwickeln. Das b edeutet auch  
Raum zu sc haffen für die Erweiterung 
von Betri eben, die einen höheren Stö-
rungsgrad im Sinne einer planungsrecht-
lichen GI-Festsetzung aufweisen.“ 
Diese zu erfüllende re gionalplanerische 
Vorgabe deckt sich m it dem ebenfalls in 
der Be gründung u nter An lass und Z iel 
formulierten k ommunalen Ziel: „Erhalt  
und E ntwicklung d es Betri ebes un d d er 
damit verbundenen Arbeitsplätze.“ 
Im Sinne dieser Aufgaben und Z iele hat 
die Sta dt gem äß § 1 (3) BauGB an di e-
ser im FNP bereits vor bereiteten Stelle 
den Bebauungsplan aufgestellt. 

 Weiter heißt es: „Ganz in die sem Sin-
ne", se i am 21.03.2003 der Aufstel-
lungsbeschluss für den B ebauungs-
plan gefällt worden. Wenn das wirklich 
richtig wäre, hätte in den zwischenzeit-
lichen Be bauungsplanentwürfen di e 
Fläche n icht al s „Gl"(gemei nt ist wohl 
GE) ausg ewiesen werden dürfen. Si e 
war auc h in f rüheren Ent würfen des 
Bebauungsplans nicht vorgesehen.  

Der Anregung wird nicht gefolgt 
Wenn bekannt ist, mit welcher Nutzungs-
intensität ein geplantes Baugebiet belegt 
werden soll, muss die Stadt hierauf bau-
planungsrechtlich rea gieren. Die E nt-
scheidung hierüber ist e benso wie die 
genaue Abgr enzung im Z uge des P la-
nungsprozesses gere ift un d mit der  
Entwicklung de r FA.  jenseits de r 
Bahn auch erforderlich geworden. 
Am Ende d er Vorpla nungsphase sta nd 
der forma le Vorentwurf des Bebauungs-
planes für d ie frühzeitige Beteiligung der 
Öffentlichkeit nach § 3 (1) BauGB im 
Januar 2010 und dort war das Industrie-
gebiet in g leicher W eise d argestellt und  
begründet wie im Ent wurf für die Offen-
lage. 

1. 

 Die Gl-Festsetzung verträgt sich n icht 
mit dem Wohnhaus, das sich mitten im 
betreffenden Gebiet befindet. 

Der Anregung wird nicht gefolgt 
Das noch vo rhandene W ohngebäude 
des eh emaligen Hofes/ Sch weinemast-



Bebauungsplan "Obere Gärten "  
Auswertung der Offenlage nach § 3 (2) BauGB ab 19.04.2010 
 

 Seite  2

Nr. Bürger Stellungnahme Beschlussvorschlag zur Behandlung der  
Stellungnahme 

Der Beba uungsplan widerspricht sich 
mit seine n F estsetzungen s elbst. Als 
„Anlass und Z iel der Pl anung" n ennt 
die B egründung auf S eite 1, dass es 
„keine Wohnnutzung im B ereich west-
lich der Straß e" g eben so ll. T atsäch-
lich befi ndet sich in der n un als „Gl" 
ausgewiesenen Fläche ein Wohnhaus.
Der Be bauungsplanentwurf e nthält i n 
der B egründung fa lsche A nnahmen. 
Diese beeinflussen auch das Ergebnis 
des Pl anentwurfs. Unter anderem 
heißt es auf S. 11 der En twurfsbe-
gründung, es sei „auf d em F irmenge-
lände k eine Wohnnutzung vorges e-
hen" und eine solche solle „auch nicht 
ausnahmsweise zu gelassen werden", 
weshalb „d er nord westliche Bereic h 
als „Industriegebiet“ gem. § 9 BauNVO 
festgesetzt wurde. Inmitten des be ab-
sichtigten Ind ustriegebiets befind et 
sich aber ein bewohntes Wohnhaus. 

betriebes wird als Büro gebäude umge-
nutzt. 

 Die b eabsichtigte F estsetzung wider 
spricht dem Flächennutzungsplan. Die 
Begründung d er grun dsätzlichen V er-
träglichkeit mit  dem F lächennutzungs-
plan ist nic ht r ichtig. Si e ist stark auf 
die Inter essen der F irmenerweiterung 
der F irma  z ugeschnitten u nd 
erscheint mit dieser abgestimmt.  
 
 
 
Eine „Nähe zum bestehenden Firmen-
gelände" ist ke in Belang für d ie Abwä-
gung der B auleitplanplanung. „Die  
Bahnstrecke" spielt vor liegend für di e 
Art der Gebi etsfestsetzungen kei ne 
Rolle, weil si e für die gewerbliche 
Nutzung ma ngels Gl eisanbindung 
nicht von B edeutung ist. Die a nge-
sprochene „ge werbliche Vor nutzung" 
kann sich im Wesentlichen nur auf den 
aufgegebenen Sch weinemastbetrieb 
beziehen. Da s gesamte A real hat 
durch diesen - seinerz eit im Auß enbe-
reich gelegenen und im bauplanungs-
rechtlichen Si nne privi legierten - Be-
trieb kein Gepräge dahingehend erhal-
ten, dass  sic h hi eraus n unmehr eine 
Nutzung als „Gl" ableiten ließe. 

Der Anregung wird nicht gefolgt 
In der Begründung wird ausgeführt, dass 
eine Abweichung vom FNP erfolgen darf 
und zwar insbesondere dann, wenn eine 
„artverwandte“ Gebi etsart fe stsetzt wird 
und diese sich aus der seit der Flächen-
nutzungsplanung ei ngetretenen tatsäch-
lichen E ntwicklung rec htfertigt. Dies ist  
mit der b ereits erfolgten Entwicklung der 
FA.  jenseits der Bahn der Fall.  
 
Auf der E bene der F lächennutzungspla-
nung, um die es in diesem Abschnitt der 
Begründung geht, sind dies bei der Aus-
wahl d es Bau gebietes für d en F NP die  
zu berücks ichtigende Belange gewesen. 
Eine Kommune muss s elbstverständlich 
in i hrem F NP g eeignete Er wei-
terungsmöglichkeiten für ort sansässige 
Betriebe berüc ksichtigen. Die  Lärmvor-
belastung durc h die Ba hnstrecke ei ner-
seits und der Halte punkt sowie die Opti-
on e ines Gle isanschlusses and erseits 
begünstigen eine gewerbliche Baufläche 
an di esem S tandort e benso wie d ie 
vorhandenen Ge werbebetriebe entla ng 
der Bah n un d der aufge geben Sch wei-
nemastbetrieb. Ausschlaggebend für d ie 
Festsetzung eines „artverwandten“ GI ist 
aber die Etablierung des In dustriebetrie-
bes jenseits der Bahn. 

 

 Ursprünglich b efand s ich im  Bereich,  
der jetzt als „ Gl" festgesetzt werden 
soll, e in Aussiedlerhof. Diesen hat die 
Firma  
gekauft. Sodann wurde der Betrieb 

Kenntnisnahme 
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des Aussi edlerhofs aufge geben. Die  
Gebäude wurden umge baut und jetzt 
anders - n ämlich ber eits g ewerblich -  
genutzt.   

 Außerdem wurde (im  Auß enbereich!) 
die gr oße Gewerbehalle errichtet. 
Diese sol l im Vorgriff dar auf, dass es 
für das Gebi et eine n Beb auungsplan 
geben würde, genehmigt worden sein. 

Kenntnisnahme 
Die Verzögerungen haben dazu geführt, 
dass der Industriebetrieb seine dringend 
benötigte Pro duktionshalle vorab a ls 
Außenbereichsvorhaben b eantragt u nd 
genehmigt bekommen hat. Alle mit dem  
Genehmigungsbescheid vo m 
22.07.2008 ge nehmigten B auten, Nut-
zungen und  Zufahrten ha ben Bestands-
schutz. 

 Damals war a ber nicht di e Rede d a-
von, d ass in einem so lchen Beb au-
ungsplan ei ne Gl-F estsetzung erfolgt.  
Zu erwarten war wegen der vorherigen 
Entwürfe un d Ab stimmungen i mmer 
eine F estsetzung als „GE".  Nur si e 
entspricht au ch dem F lächennut-
zungsplan.  
Es wird bei  der Gemeinde bekannt 
sein, dass unser Ma ndant se inerzeit 
als Angr enzer über d ie b eabsichtigte 
Bebauung inf ormiert wurde. Aus de n 
damaligen Unt erlagen war a ber nic ht 
zu ersehen, dass hier e in Industriebe-
trieb mit einer Nutzun gsintensität er-
richtet werden soll, der sich  offenbar 
nur verträ gt, w enn man  di e entspre-
chende F läche als Gl ausw eist. Da-
mals (im Mai  2008) la g ei n Beba u-
ungsplanentwurf vor, in d em die F lä-
che noch als „GE" ausgewiesen war.  
Zudem erg ab sich nac h de n damal i-
gen Informatio nen (z.B. anh and de s 
Bauantrags u nd der i hm be igefügten 
Pläne) klar, dass di e Pro duktionsflä-
che, i n et wa auf Hö he des g eplanten 
Wendehammers endet. Jetzt aber ist  
die F läche, di e der i nzwischen g e-
bauten Pro duktionshalle i n Richtu ng 
Süd-Osten vo rgelagert ist, weitaus 
größer. Sie  r eicht weit i n die  zum 
Wendehammer führend e Straß e hin-
ein und ist - zur völligen Überraschung 
unseres Mand anten u nd a uch im Üb-
rigen vö llig un erwartet „als „ Gl" aus-
gewiesen 

Der Anregung wird nicht gefolgt 
Da d ie F A.  ein Industri ebetrieb ist 
und als solcher auch in einem Industrie-
gebiet a nsässig ist, war d urchaus auc h 
das Erfordernis für ein Industriegebiet zu 
erwarten. Die Entschei dung hier über ist 
ebenso wie dessen genaue Abgrenzung 
im Zuge des Planungsprozesses gereift. 
Als bekannt war, mit welcher Nutzungs-
intensität (fläc henintensives Großgewer-
be mit groß er Baumasse) da s gepl ante 
Baugebiet belegt werden soll und welche 
Flächen b enötigt werden, musste di e 
Stadt hier auf bauplanungsrechtlich r ea-
gieren.  
Am End e dieses P lanungsprozesses 
stand d er formale Vor entwurf des Be-
bauungsplanes für di e frühz eitige Bet ei-
ligung der Öffentlichk eit nac h 
§ 3 (1) BauGB im Jan uar 2 010 un d d ort 
war d as Ind ustriegebiet in gleicher W ei-
se darg estellt und b egründet wie im  
Entwurf für die Offenlage. 

 

 Das (GI) ist ei ne beso nders intensiv e 
Nutzung, di e s ich mit d er U mgebung 
nicht verträgt.  
Die Mö glichkeit im „Gl" Gebäud e mit  
einer max. Länge von 135 m zu errich-
ten, ist unverträglic h mit de r Umge-
bung, in die s ich der B ebauungsplan 
zu integrieren hat. 

Der Anregung wird nicht gefolgt 
Die Be bauung mit Ge werbebauten ent-
lang der Gre nze zum LSG und zum  
Regionalen Grünzu g wurde i m vorgela-
gerten F NP-Verfahren als städteb aulich 
sinnvoll un d m it de n Be langen d es a n-
grenzenden F reiraumes einschließlich 
LSG und Regionaler Grünzug verträglich 
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Der Beb auungsplan ist in  weiterer 
Hinsicht fehlerhaft. Auf S. 3 der Ent-
wurfsbegründung wird z u Recht auf 
die Raumnutzungskarte d es gülti gen 
Regionalplans Unterer Ne ckar von  
1994 Bezug gen ommen, a ußerdem 
auf die Gre nze des L andschafts-
schutzgebietes „Unteres un d Mittleres  
Elsenztal".  Dort begin nt im W esten 
der „Re gionale Grünzug zwischen 
Sinsheim un d Steinsfurt". Die ser wird 
besonders b eeinträchtigt d urch di e 
Festsetzung der westlichen Fläche als 
„Gl". Von einer  „Abstufung" k ann nicht 
die R ede sei n. Die stä dtebaulichen 
Belange, „das produzierende Gewerbe 
weiter z u ent wickeln" (S. 3  der Ent-
wurfsbegründung) i st z war a nzuer-
kennen, sie muss aber in  Einklan g 
gebracht werden mit d en übri gen 
Belangen. Hier bei ist der Pla nentwurf 
fehlerhaft, weil er durch die Festset-
zung der  Gl-F läche e ine u nverträgli-
che und  zu h ohe Nutzungsintensität 
vorgibt. Jed e Ausde hnung u nd jed e 
Ausdehnung der g ewerblichen Ge-
bietsausweisung un d jed e Annäh e-
rung an  d ie sensiblen und schützens-
werten B ereiche (s. R egionalplan, s.  
Landschaftsschutzgebiet) m uss ab-
gewogen werden. Diese Abwägung ist 
nicht erfolgt. Sie lässt im Ergeb nis 
auch keine Gl-Festsetzungen zu. 

erachtet.  
Innerhalb d er i m F NP d argestellten ge-
werblichen Baufläche wurde das Außen-
bereichsvorhaben d er F A.  i n de n 
beantragten A usmaßen als  mit de n Be-
langen des angrenzenden F reiraumes 
einschließlich LSG und  Regi onaler 
Grünzug auch mit Z ustimmung der Na-
turschutzbehörde i n K ombination mit  
dem Aus gleich als v erträglich g eneh-
migt. In sofern musste auch k eine Annä-
herung abgewogen werden.  
Das was entlang der Grenze zum LSG  
und zum Regionalen Grünz ug ber eits 
genehmigt wurde, wurde in d en Beb au-
ungsplan integriert.  
  

 Die in der Entwurfsbegründung ang e-
sprochene „Abstufung der Nutzungsin-
tensität n ach Osten zum Bestand" ist 
nicht stimmig  und widerspricht der  
Gesamtumgebung, in die sich der 
Bebauungsplan zu integrieren h at. 
Zuvor war das gesamte  Ge lände im  
Flächennutzungsplan als „GE" a usge-
wiesen. Di e Nutzungsintensität der 
Bereiche westlich des B ebauungs-
plangebiets ist nicht etwa höher als die 
im Osten. Eine „Abstufung der Nut-
zungsintensität" ist durc h d ie örtlich e 
Situation weder geboten n och erfor-
derlich. Es geht offenbar nicht um eine 
„Abstufung der Nutzungsintensität" mit 
dem Beb auungsplan, son dern eher  
um eine (tatsä chlich a ber nic ht mögli-
che) R echtfertigung d er F estsetzung 
des westlichen Gebiets als „Gl". 

Der Anregung wird nicht gefolgt 
Ziel ist die stä dtebauliche Integration der 
bereits erfol gten F irmenerweiterung 
durch ei ne b auliche Ent wicklung nach  
Osten mit einer Abstufung der Nutzungs-
intensität zum  Best and im Osten (Be-
gründung S. 1 ). Die F irmenerweiterung 
hat bere its stattgefund en un d T atsache 
ist, dass der en Nutzu ngsart bz w. -
intensität höher ist als die der Flächen im 
Osten. Dies  i st, wie bereits dar gelegt, 
ebenso zu ber ücksichtigen wie der sei-
tens der Stadt zur Standort- und Arbeits-
platzsicherung noch z ugebilligte zusätz-
liche Erweiterungsbedarf. Umgekehrt will 
die Stadt aber kein GI, das bis zur Stra-
ße „In der Au“ reicht, da sich die Struktu-
ren un d die U mgebung nach Südoste n 
verändern.  

 

 Widersprüchlich wird di e Be bauungs-
planbegründung dort, wo sie  auf der  
einen Se ite unter „be stehendes 
Baurecht" de n Bestan d z wischen 
Bahnstrecke u nd „Alter R ömerstraße" 

Der Anregung wird nicht gefolgt 
Es wurde b ereits darg elegt, dass aus  
dem zur ückliegenden Pl anungsprozess 
die T atsache resultiert, da ss die zur  
Standort- u nd Arbe itsplatzsicherung 
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benennt und z u di esem arg umentiert, 
durch d ie Üb erplanung als Gewerbe-
gebiet w erde keine w eitergehende 
Nutzung ermö glicht. Auf der  ander en 
Seite heißt es in der Begründung dann 
aber, dass „ aufgrund der  Dri nglichkeit 
im Vorgriff auf den Bebauungsplan der 
erste Bau abschnitt der  b enötigten 
Firmenerweiterung als Vor haben im 
Außenbereich" bereits g enehmigt 
worden sei, „so dass auch die dortigen 
Gebäude, N utzungen un d Aus-
gleichsmaßnahmen Bestan dsschutz 
haben. Und es heißt weiter, auch h ier 
werde „durc h die Ü berplanung ke ine 
weitergehende Nutzun g er möglicht". 
Das ist im Hinblick auf die beabsichtig-
te F estsetzung der F läche als „Gl" 
aber gerade n icht der F all. Al les, was 
dort im V orgriff auf de n (d amals a ls 
GE beabsic htigten) - Beba uungsplan 
errichtet wurde, erfährt ei ne Er weite-
rung i n der Nutzungsintensität, wenn 
es jetzt plötzli ch als „Gl" festgesetzt 
werden soll. 

erforderliche F irmenerweiterung als  
regionalplanerische A ufgabe un d a uch 
als Z iel der Stadt durch die Stadt unter-
stützt w ird un d dass als ba uplanungs-
rechtliche Vo raussetzung hiefür d ie 
Festsetzung eines GI erforderl ich ist  
(flächenintensives Groß gewerbe mit 
großer Baumasse).  
Der Besta nd im Nord westen entspric ht 
als erster Er weiterungsabschnitt des  
Industriebetriebes hins ichtlich seiner 
Nutzungsart bereits einem GI (flächenin-
tensives Gro ßgewerbe m it groß er 
Baumasse). N ur ist mit d er Gene hmi-
gung als Ei nzelvorhaben ke ine ba upla-
nungsrechtliche Gebietsfestl egung ver-
bunden. Hierz u bed arf es d es Beba u-
ungsplanes. 
 

2. Die Aus weisung der Pro duktionshalle 
als Bestand kann auch zu städtebauli-
chen Konfl ikten mit weiteren vo m 
Bebauungsplan Betroffen en führe n. 
Unter and erem verweisen wir auf  
Schwierigkeiten und e ntstehende 
Ungerechtigkeiten bei d en Erschlie-
ßungskosten. 

Der Anregung wird nicht gefolgt 
Die Prod uktionshalle wird n icht als  Be-
stand ausgewiesen, sie ist Bestand.  
Dass u nd wie neu  be baute bz w. n eu 
erschlossene oder auc h verbessert er-
schlossene Grundstück e a n den jeweili-
gen Erschl ießungs- oder Au sbaukosten 
zu beteiligen sind, ist gesetzlich geregelt. 
Die Koste n fal len mit der jeweiligen Er-
schließung an und nicht mit der baupla-
nungsrechtlichen Überplanung. 

 

 Die v om F lächennutzungsplan ab wei-
chende H ochstufung d es n ordwestli-
chen Bebauungsplan-Teils als Gl führt 
dazu, dass d er gesamte Be bauungs-
plan (als E inheit betrac htet) zu ei ner 
hierdurch ver stärkten Bela stung für  
Umwelt und Natur wird. In der Folge 
müssen für d ie Betroffenen im gesam-
ten Beb auungsplangebiet stärkere  
Ausgleichsmaßnahmen in dieser Hi n-
sicht ergr iffen werden. Di es l ässt der  
Umweltbericht vom 2 6.03.2010 g ut 
erkennen. In der Hochstufung auf „Gl"  
liegt d amit ei ne Un gleichbehandlung 
der Eig entümer, die im Be bauungs-
plangebiet Gr undstücke h aben. D ie 
Eigentümer a us dem reich en GE und 
GEe sind u nverhältnismäßig und ü-
bermäßig b elastet. Sie su bventionie-
ren mit and eren W orten di e fest in 
privater Hand befindliche Fläche „Gl". 

Der Anregung wird nicht gefolgt 
Mit der Gene hmigung der im nordwestli-
chen T eil b eantragten Be bauung war 
auch d ie Aufl age zur Anl age eines a n-
gemessenen Ausgleichs verbunden, den 
der Antragste ller herzuste llen hat. Die  
bereits ge nehmigten B au- und A us-
gleichsflächen w urden be i de r Eingriffs-
Ausgleichbilanz für das B augebiet nicht 
mehr berücksichtigt (Umweltbericht S. 8, 
25, 26) un d si nd als pr ivate Maßnahme 
zu verrechnen. 
Aus d en ba uplanungsrechtlichen F est-
setzungen f olgt kein e U ngleichbehand-
lung, de nn wenn tatsäc hlich ei ne V er-
schiedenheit bei der  Kostenverursa-
chung bz w. b ei d en Nutzu ngsvorteilen 
vorliegt, w ird dies übl icherweise nach  
§§ 131 u nd 135b B auGB ( Verteilungs-
maßstäbe für  die A brechnung der Er-
schließungskosten) un d § 38(2) und (3)  
KAG (Differe nzierungsgebot) berück-
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sichtigt. So weit be ispielsweise durch 
eine u nterschiedliche GRZ  d ie Ei ngriffs-
schwere varii ert kann di es auch berück-
sichtigt werden.  

3. Ein weiterer Einwand betrifft die Situa-
tion, dass tatsächlic h von d er F irma 

bereits nordwestlich über die als 
„Gl" festgesetzte Fläche hinaus gebaut 
wurde. Unter and erem ist di e im Be-
bauungsplanentwurf festgesetzte  
Baugrenze überschritten. 

Der Anregung wird nicht gefolgt 
Die b estehenden u nd so auch ge neh-
migten Gebäude haben Bestandsschutz. 
Nur so weit bauliche Ä nderungen statt-
finden, muss künftig a uch hier di e j etzt 
festgesetzte Baugrenze bea chtet w er-
den, die vor allem für die noc h unbebau-
ten Bereiche Bedeutung hat.  

 Außerdem ist tatsächlic h sch on in di e 
Fläche hin eingebaut, die als  „private 
Grünfläche a ls Ausgl eichs-, Retenti-
ons- und Ver sicherungsfläche" aus-
gewiesen ist. Dort wurde b ereits eine  
asphaltierte Z ufahrtsstraße in den 
rückwärtigen (nordwestlich) gelegenen 
Bereich der Produktionshalle errichtet. 
Außerdem ist  nord westlich der Pro-
duktionshalle ein W endehammer as-
phaltiert. Gege n den B ebauungsplan-
entwurf wurde also schon jetzt versto-
ßen. Die privat errichtete Infrastruktur 
kann auch k einen Besta ndsschutz 
genießen. Sie ist nicht genehmigungs-
fähig. 

Der Anregung wird nicht gefolgt 
Auch d ie b estehenden un d so auc h 
genehmigten Z ufahrten hab en B e-
standsschutz. Zudem wurde für die pri-
vate Grünfläc he festges etzt, dass di e 
Herstellung von Zufahrten über die priva-
te Grünfläc he auß erhalb der für den 
internen Ausgleich abgegrenzten Teilflä-
che zulässig ist. 

4. Der „Bereich o hne Ein- und  Ausfahrt" 
ist nicht richti g und n icht nachvollzieh-
bar an gegeben. Im Bereich  der F lur-
stück-Nr. 584 5/3 ist der B ereich o hne 
Ein- und Ausf ahrt nur wenige Meter 
von der Straße „In der Au" entfernt. In 
früheren Ent würfen zu d em Beba u-
ungsplan war dies an  der gegenüber-
liegenden Stra ßenseite g enauso ei n-
gezeichnet. Es ist kei n Grun d zu er-
kennen, warum hier der Bereich ohne 
Ein- und Ausfahrt jetzt lä nger in R ich-
tung W endehammer gez ogen werden 
soll. W eder a us baul eitplanerischen 
noch aus verkehrssicherheitsrechtli-
chen Gr ünden ist di es n ötig. Die  alte  
Römerstraße ist eine f aktisch ver-
kehrsberuhigte Sackgasse-St raße mit 
im W esentlichen all einigem Z u- und 
Abverkehr für die F irma  W ieso 
man in diese Straße nicht schon näher 
zur Straße, ln der Au' ein- und ausfah-
ren sol l, ist nic ht nachv ollziehbar. Die  
Eigentümer und Nutzer  der Grundstü-
cke, die  in diesem Ber eich gel egen 
sind, werden durch diese Festsetzung 
übermäßig im Gebrauch ihre s Eigen-
tums eingeschränkt.  

Der Anregung wird gefolgt 
Der Ber eich wird rec htwinklig zur Stra-
ßenachse auf die H öhe d er geg enüber-
liegenden Ab grenzung z urückgenom-
men.  

 

 Ebenso wenig nachvo llziehbar ist es, 
warum aus  dem Bereich d er 

Der Anregung wurde bereits gefolgt 
Die Z ufahrt ü ber d ie öffentlichen Grün-
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Grundstücke F lurstück-Nr. 81 51 bz w. 
8150 kein e Z ufahrtsmöglichkeit in die  
Straße „ln der Au“ möglic h sein s oll. 
Im gesamten übrig en Verl auf dieser  
Straße geht eine V ielzahl weiterer 
direkter Z u- und Abfa hrten von d en 
dortigen Grundstücken aus. 
Die ü berlange F estsetzung bei d en 
Verkehrsflächen für die Ber eiche ohne 
Ein- u nd A usfahrt verträgt s ich n icht 
mit der Auss age i n d er Be bauungs-
planbegründung, dass die g ewählten 
Baugrenzen f ür di e ü berbaubaren 
Grundstücksflächen „ die z ur Sicher-
stellung der Betriebsabläufe erforderl i-
che flexible N utzung der Bauflächen" 
ermöglichen würden.  
Die A bwägung ist feh lerhaft und un-
gleich b ehandelnd ent gegen den Vor-
gaben z u öff entlichen un d private n 
Grünflächen. Grundstückszu fahrtmög-
lichkeiten für die F läche im „Gl" wer-
den nic ht bes chränkt, weil dort an-
grenzend n ur „private Grünfläch en" 
zur Alten Röm erstraße angr enzen. In 
den ü brigen Bereichen d es Plang e-
biets (GE und GEe) im  Ber eich z ur 
Straße „In de r Au" si nd öffentliche 
Grünflächen festgelegt, die - gleichbe-
handlungswidrig - keine Zufahrten 
ermöglichen. Es scheint auch hier, a ls 
wäre di e ge samte Baul eitplanung 
ganz a uf die  Interessen d er F irma 

 zugeschnitten un d als 
werden die übrigen Grundstücksnutzer 
im Beba uungsplangebiet d em gege n-
über nic ht m it dem  erfor derlichen 
gleichen Maß behandelt. 

flächen ist möglich.  
Für die öffentl ichen Grünfläc hen wurde 
festgesetzt, dass je Grund stück eine  
Grundstückszufahrt von  ma ximal 6 m 
Breite zulässig ist. 

 

5. Die A bweichung vom F lächennut-
zungsplan im Südosten ist n icht aus-
reichend begründet un d n icht be-
gründbar.  
 
 
 
Die erwähnten Emissi onen zur be-
nachbarten Bahnlinie des an der Bahn 
ansässigen F uhrunternehmens recht-
fertigen die A bweichung v om Misch-
gebiet nic ht. W eitere sonsti ge T eile 
von Si nsheim und  Steinsfu rt lieg en 
gleichfalls d irekt an der Bahnlinie und 
werden dort zu W ohnzwecken ge-
nutzt. Gleiches gilt für die Bereiche an 
der A utobahn un d a n den übri gen 
stark befahrenen Straßen. Die Abwei-
chung ist also nicht gerechtfertigt.  
 

Der Anregung wird nicht gefolgt 
Begründet wird d ie A bweichung mit d er 
Summe der i n der Begründung be-
schriebenen s tädtebaulichen F aktoren, 
wobei j eder ei nzelne b ereits Anlass z ur 
Abweichung gibt. 
 
Dass im S iedlungsbestand Wohn- u nd 
auch Misc hgebiete ungünstig zu Lärm-
quellen l iegen ist kei ne Rechtfertigung 
dafür, solc he Konflikte bei aktue llen 
Planungen zu  ignor ieren. Z umal a uch 
dem F uhrunternehmen Er weiterungsop-
tionen eingeräumt werden sollen.  
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Dass d ie A usweisung als I ndustriege-
biet un d Ge werbegebiet ei ne Z unah-
me des Verk ehrsaufkommens mit sich 
bringen würde, trifft gerade für die 
vorliegende B auleitplanung nicht zu. 
Im Bebauu ngsplanentwurf ist vielfach  
davon die Rede, dass di e Baule itpla-
nung - im weit über wiegenden nor d-
westlichen T eil - für die F irma Alfred  

erfolgt. Diese  
ist im Vorgr iff auf d ie B auleitplanung 
bereits im Ge biet ans ässig geworden 
und hat sich dort bereits entsprechend 
ausgebreitet. Ein größeres Ver-
kehrsaufkommen, wie sie üb licherwei-
se für ein Ind ustriegebiet zu erwarten 
wäre, ist vorli egend ger ade nicht zu 
erwarten. Gleiches g ilt im Hinblick auf  
die F estsetzung des Ge werbegebiets. 
Das Gebiet ist  in seiner F läche derart 
klein, dass hiervon kein e wesentliche 
Erhöhung vo n Verkehrs aufkommen 
ausgehen wird – sch on gar keine, die 
es rechtferti gen würde, v om Mischge-
biet im Südosten abzuweichen. 

Eine Zunahme des Verkehrs steht außer 
Frage un d wird ja weiter unten v om 
Einwender auch nicht in Abrede gestellt. 
Für die Ab weichung ist ent scheidend, 
dass d ie V erkehrsbelastung auf der  
Straße „In der  Au“ a uch durch di e b e-
nachbarten Einzel handelsunternehmen 
schon jetzt ho ch ist un d weiter zune h-
men wird. Hi nzukommt d er Er weite-
rungsbedarf des Fuhrunternehmens und 
der Bedarf an Parkraum für Reisebusse. 
 
Bei der s ummarischen B etrachtung u nd 
Begründung fü r die Ab weichung wurde 
zudem a uch d er städteb auliche Aspekt  
angeführt. Un mittelbar entlang d er Stra-
ße „In der Au“ wurden ein Discounter 
(Lidl), eine Z OO-Handlung, ein e T ank-
stelle un d ein e große Landwirtschafts-
halle a ber k eine W ohnnutzung eta bliert. 
Die N utzung der letzte n v erbliebenen 
Lücke sol l diese Ent wicklung au fgreifen 
und ihr nicht zuwiderlaufen. 

6. Die Ausfü hrungen und Er wartungen 
zur „Mind erung des Ei ngriffs in das  
Landschaftsbild", die diesbezügliche 
Kompensation mittels „Kletterpflanzen" 
sind - b ezogen auf di e dam it verfolg-
ten Schutzziele abwägungsfehlerhaft. 
 

Der Anregung wird nicht gefolgt 
Beschrieben wird a n d er zitie rten Stell e 
nicht die „Minderung des Ein griffs in das  
Landschaftsbild“ sonder n die  F assaden-
begrünung, d ie „vor allem“ zur Min de-
rung des Eingriffs in das La ndschaftsbild 
aber auc h z ur Min derung der Er wär-
mung beitragen soll.  
In der B egründung werden nur d ie ein-
zelnen Maßnahmen beschrieben, die zur 
Vermeidung, z ur Min derung, zum Aus-
gleich u nd z um Ersatz festgesetzt wer-
den. F ür weitere Erlä uterungen wird i n 
der Begr ündung auf den Um weltbericht 
verwiesen. Z ur Minder ung des Eingr iffs 
in das Landschaftsbild dienen selbstver-
ständlich s ummarisch und schutzg ut-
übergreifend auch al le anderen grünord-
nerischen Ma ßnahmen a llen vora n d ie 
Pflanzung h oher absch irmender Bäum e 
am Ortsrand.  

 

7. Für leichtfertig  halten wir di e Behau p-
tung d er Be bauungsplanbegründung, 
es seie n „nac h derzeiti gem Kenntnis-
stand" keine Altlastenverdachtsflächen 
bekannt. Im B ebauungsplan selbst ist 
von der intensiven Vorn utzung, z. B. 
durch den Sc hweinemastbetrieb, d ie 
Rede. Dass i n diesem Zusammen-
hang sch ädliche B odenverunreinigun-
gen v orgekommen sin d, lie gt nah e. 
Dieser Kenntnis(-Möglichkeit) darf sich 
die Gemeinde nicht verschließen. 

Der Anregung wird nicht gefolgt 
Die T ierexkremente b ei M assentierhal-
tungen b egründen zum einen k einen 
Altlastenverdacht od er sc hädliche Bo-
denverunreinigungen i.S.d. § 2 (2-6) 
BBodSchG, da si e nat ürlicherweise 
abgebaut werden (kö nnen) und zum 
anderen r esultiert aus der F estsetzung 
als GI als Nac hfolgenutzung kein abwä-
gungsrelevanter Konflikt.  
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Durch Niederschrift am 
14.05.2010  
gleichzeitig als Vertreter 
verschiedener Eigentü-
mer der angrenzenden 
Ackergrundstücke beim 
geplanten Rückhaltebe-
cken 

Im Bebau ungsplanentwurf ist  vorge-
sehen, dass d er Damm mit Bepfla n-
zungen ver sehen wird. D ie Bepfl an-
zung ist teilweise bereits erfolgt. 

 w eist dara uf hin, dass  
derartige Dämme in der Re gel nicht  
bepflanzt werden, da durch  die  Ver-
wurzelung d er Damm mit der Z eit 
wasserdurchlässig und d amit brüch ig 
wird. 

Der Anregung wird nicht gefolgt 
Es ist Aufga be der A usführungsplanung 
den Damm  ei nschließlich B epflanzung 
so herz ustellen, dass d ie F unktion d er 
Regenwasserrückhaltung und di e 
Standsicherheit bezo gen auf di e s pora-
dische u nd nicht l ange andauernde 
Rückhaltung bei entspr echenden Re-
genereignissen dau erhaft ge währleistet 
sind. 

2. 

 Außerdem b efürchten d ie Ei gentümer 
der an grenzenden Gru ndstücke ein e 
Benachteiligung durch die zwangsläu-
fig eintretende Verschattung, falls h ier 
hochstämmige Bäum e errichtet wer-
den. Be dingt durch die V erschattung 
hätte dies z wangsläufig z ur F olge, 
dass die  Bewirtschaftung de r Acker-
flächen durch di e D urchnässung er-
schwert wird.  
Falls der B ewuchs a ls Heck e aus ge-
führt wird (max imale Höhe ca. 3 m), 
würden hi ergegen kei ne Bedenken 
bestehen. 

Kenntnisnahme 
Dies betrifft bereits die Ausführungs- 
bzw. Erschließungsplanung. 
In den F estsetzungen wird darg elegt, 
dass der Bebauungsplan im Hinb lick auf 
Baumpflanzungen nur  ra hmengebende 
Festsetzungen trifft.  
Die ko nkrete Lage ist in d er Erschli e-
ßungs- bzw. Ausführungsplanung festzu-
legen. So weit bei der Pfla nzung von  
Bäumen un d Gehölz en n achbarrechtli-
che Be lange berührt werden, ist dies in 
der je weiligen Ausführu ngsplanung zu  
berücksichtigen. Die Pfla nzflächen sin d 
ausreichend groß, um dari n die jeweili-
gen A bstände zum e xternen Nac hbarn 
nach Nachbarecht einzuhalten. 

 
Durch Niederschrift am 
04.05.2010 

Das Grundstück sollte in F orm eines 
Rechteckes zugeschnitten sein. Das  
Grundstück sol l so geschni tten sein, 
dass zukünftig eine Halle errichtet wer-
den kann. Dah er soll das Grundstück 
innerhalb des Baufensters liegen. 
Eine Vergrößerung des Grund stücks auf 
ca. 800 m2 wäre wünschenswert. 

Kenntnisnahme 
Dies ist im U mlegungsverfahren z u re-
geln. 

 Es muss ge währleistet sein, dass das 
komplette Grun dstück als Abs tellfläche 
genutzt werden k ann. V on einer B e-
grünung sollte abgesehen werden. 
 

Der Anregung wird nicht gefolgt 
Alle Gru ndstücke müsse n einen Mi n-
destgrünanteil ha ben (§ 19 BauNVO), 
mit dem je der Eigentümer einen Teil zur 
Minderung des  Eingriffs un d zur Gestal-
tung des Baugebietes beiträgt.  

 Die Möglichkeit, in die Straße „In der Au" 
einfahren zu können, ist wünschens-
wert. 

Kenntnisnahme 
Die Z ufahrt ü ber d ie öffentlichen Grün-
flächen i st außerhalb des Kreuzungsbe-
reichs möglich.  
Für die öffentl ichen Grünfläc hen wurde 
festgesetzt, dass je Grund stück eine  
Grundstückszufahrt von  ma ximal 6 m 
Breite zulässig ist. 

3. 

 Erschließungskosten 
Die Erschließ ungskosten sollten in den  
Gebieten je nach dem dort erforderlichen 
Aufwand berechnet werden. 
Die Herstellun g der Stra ße im westli-
chen Bereich ist wesentlich aufwändiger 
als i m östlichen Bereich. Dies sollte bei 
der Ermittlung der zu zahlenden Er-
schließungskosten berücks ichtigt wer-

Kenntnisnahme 
Dies betrifft bereits die Erschließungs-
planung und Beitragserhebung. 
Wenn eine Verschiedenheit bei der Kos-
tenverursachung bz w. bei  den Nut-
zungsvorteilen vorlie gt, wird dies ü bli-
cherweise n ach § § 131 und 1 35b 
BauGB (Verteilu ngsmaßstäbe für di e 
Abrechnung der Erschließungskosten) 
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 den. 
Der geringere Erschließungsaufwand im 
östlichen Bereich sollte somit zu geringe-
ren Erschlie ßungskosten für die Eigen-
tümer der do rt liegenden Grundstücke  
führen 

und § 38(2) und (3) KAG (Differenz ie-
rungsgebot) berücksichtigt. 

 




